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Thüringer Landtag
7. Wahlperiode

Der Volksaufstand vom 17. Juni 1953 in der DDR: Für 
ein würdiges öffentliches Gedenken zum 70. Jahrestag

I. Der Landtag stellt fest:

Am 17. Juni 1953 wandten sich zahllose mutige Deutsche in der DDR 
gegen Diktatur, Sozialismus, Einparteienherrschaft, Unrechtsstaat 
und deutsche Teilung, nachdem sich in den Monaten zuvor eine immer 
größer werdende Unzufriedenheit weiter Teile der Bevölkerung mit 
den Verhältnissen und Entwicklungen der DDR herausgebildet hatte.

Auch an vielen Orten in Thüringen protestierten im Juni 1953 die 
Menschen gegen das SED-Regime und gegen die wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Zustände in der DDR, für Freiheit und plu-
ralistische Demokratie. Der Aufstand wurde mit Gewalt und repres-
siven Maßnahmen niedergeschlagen.

Doch der Freiheitswille der Menschen in der DDR konnte nicht auf 
Dauer unterdrückt werden. Etwa 35 Jahre nach den Ereignissen von 
1953 wandten sich die Bürger der DDR abermals öffentlich gegen 
das SED-Regime. Diesmal waren die Proteste erfolgreich und führ-
ten 1989/1990 zum Ende von SED-Herrschaft, Unfreiheit, Mangel-
wirtschaft und zur Überwindung der deutschen Teilung.

Der 17. Juni 1953 steht als Symbol des Freiheits- und Einheitswil-
lens der Menschen, als Symbol des Kampfes gegen totalitäre Herr-
schaft und Unrecht. Zum 70. Jahrestag gilt es in Bekräftigung die-
ses Willens und im Gedenken an die Opfer, der Ereignisse des Juni 
1953 in würdiger Weise auch öffentlich zu gedenken.

II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, zum 70. Jahrestag der 
Ereignisse des 17. Juni 1953 dezentrale feierliche Gedenkveranstal-
tungen durchzuführen. Dabei sollen insbesondere auch Zeitzeugen 
der Ereignisse, namentlich Opfer sowie deren Angehörige, öffent-
lich zu Wort kommen.

Der Jahrestag soll außerdem zum Anlass genommen werden, Kon-
zepte für eine stärkere Berücksichtigung der DDR-Geschichte im 
Schulunterricht zu erarbeiten und umzusetzen, um ein möglichst ob-
jektives und ideologiefreies Geschichtsbild in der jungen Generati-
on zu etablieren.

A n t r a g

der Fraktion der AfD
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Eine Reihe von Maßnahmen der SED und der DDR-Regierung hatte 
seit 1952 zum Anwachsen einer breiten Unzufriedenheit in der Bevöl-
kerung geführt, die im Juni 1953 schließlich zu Protesten, Streiks und 
zum DDR-weiten Volksaufstand am 17. Juni führten.

Einen Auslöser der Entwicklung etwa bildete die zweite Parteikonferenz 
der SED im Juli 1952, wo unter anderem die Kollektivierung der Land-
wirtschaft, der Auf- und Ausbau der Schwerindustrie oder die "Verschär-
fung des Klassenkampfes" beschlossen wurde.

In Thüringen hatte besonders die Abriegelung der innerdeutschen Gren-
ze und der Aufbau eines menschenverachtenden Grenzregimes durch 
die DDR-Führung seit dem Mai 1952 großen Unmut in der Bevölke-
rung hervorgerufen. Im November desselben Jahres betonte das Zen-
tralkomitee der SED den Vorrang der Schwerindustrie gegenüber an-
deren Wirtschaftszweigen, auch gegenüber der Konsumgüterindustrie. 
Wenige Monate später verfügte der DDR-Ministerrat eine Preiserhö-
hung bei Lebensmitteln und kurz darauf eine drastische Erhöhung der 
Arbeitsnormen.

Solche und andere Maßnahmen wurden vor dem Hintergrund einer Ver-
sorgungskrise gerade bei Lebensmitteln getroffen. So kam es seit dem 
Spätherbst 1952 auf Baustellen und in Industriebetrieben wiederholt zu 
Auseinandersetzungen und Arbeitsniederlegungen. Zugleich verließen 
1952 über 180.000 Menschen die DDR, etwa die gleiche Zahl kehrte 
dem SED-Staat von Januar bis Mai 1953 den Rücken. Auch ein vorsich-
tiges Umlenken der SED und der DDR-Führung in der ersten Juni-Hälfte 
1953 ("Politik des Neuen Kurses") konnte den wachsenden Unmut der 
Menschen nicht besänftigen, die der Führung zu Recht nicht vertrau-
ten, zumal die Erhöhung der Arbeitsnormen bestehen blieb. So kam es 
namentlich in Berlin am 16. Juni zu Arbeitsniederlegungen und Forde-
rungen nach dem Rücktritt der Regierung. Rasch weiteten sich die Pro-
testkundgebungen auf das ganze Land aus.

Proteste ereigneten sich in unterschiedlichen Formen auch an zahlrei-
chen Orten Thüringens wie Jena, Gera, Weida, Kahla, Mühlhausen, 
Bad Tennstedt, Sömmerda, Eisenberg/Silbitz, Camburg, Schmölln oder 
Weimar. Während in Gotha schon am 12. und 16. Juni gestreikt wurde, 
nahm die Protestbewegung in Erfurt erst am 18. Juni Fahrt auf, als be-
reits sowjetische und deutsche Truppen die Werksgelände abriegelten. 
Beteiligt an den Protesten waren neben Arbeitern auch Bauern, Hand-
werker, Schüler, Gewerkschafter, Pfarrer oder selbst Polizisten, mithin 
alle Schichten der Bevölkerung.

Nach der Niederschlagung des Aufstands wurden auch in Thüringen 
viele Akteure inhaftiert oder sahen sich anderen Repressionen des Re-
gimes ausgesetzt.

So bestätigte das SED-Regime gerade im Umgang mit Opposition, mit 
dem öffentlichen Protest, den Meinungsäußerungen und Demonstrati-
onen der Bürger und deren politischen Forderungen seinen freiheits-
feindlichen und antidemokratischen Charakter, gegen den die Menschen 
sich erhoben hatten.

Angesichts der Tatsache, dass Protest und Opposition gegen Regie-
rungsmaßnahmen auch heute wieder als "Delegitimierung des Staa-
tes" diffamiert werden, ist es wichtig, öffentlich an die Ereignisse um 
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den 17. Juni 1953 und ihre Opfer zu erinnern. Hierzu reichen Formate 
der Auseinandersetzung mit den historischen Vorgängen, wie sie von 
der Landesregierung geplant sein sollen - etwa ein Live-Blog oder On-
line-Projekte auf Messenger-Plattformen - nicht aus, sofern sie unter-
halb der Schwelle einer breiten und sichtbaren Öffentlichkeit bleiben, 
mögen sie im Übrigen auch sinnvoll sein. Eine angemessene und wür-
dige Form des Gedenkens stellen öffentliche Veranstaltungen dar, bei 
denen auch Zeitzeugen und Opfer zu Wort kommen können und die zu-
dem dezentral an mehreren Orten des historischen Geschehens durch-
geführt werden können und sollen.

Der symbolträchtige 70. Jahrestag des Aufstands vom 17. Juni 1953 soll 
auch zum Anlass genommen werden, die Auseinandersetzung mit der 
DDR-Diktatur und die Aufarbeitung der DDR-Geschichte in der Schule 
in den Fokus zu rücken. Not tut eine bessere Aufklärung über die Macht-
verhältnisse in Deutschland und Europa nach dem Zweiten Weltkrieg, 
die Herrschaftsstruktur der DDR, über die geistigen Grundlagen des So-
zialismus, über Legenden, Erfindungen und Vorurteile, die über die DDR 
kursieren. Die DDR-Geschichte nimmt bisher nicht den Rang im Schul-
unterricht ein, der ihr zum Verständnis auch unserer Gegenwart gebühr-
te, wie auch von der Zeitgeschichtsforschung konstatiert wird. Exemp-
larisch sei eine Stimme aus der Wissenschaft zitiert, die am 13. August 
2014 im Deutschlandfunk zu vernehmen war: "Das wird in der Schule of-
fenbar nicht vermittelt oder nicht hinreichend vermittelt. Die Zeitgeschich-
te ist ein Stiefkind des Geschichtsunterrichts, die [...] steht immer am 
Ende, dann ist oft das Schuljahr zu Ende, Stunden sind ausgefallen, im 
Osten mögen die Lehrer, die älteren jedenfalls, sich mit diesem Thema 
auch immer noch nicht beschäftigen. Und dann rutscht das eben durch."

Der Freistaat ist in der Pflicht, zum würdigen öffentlichen Gedenken an 
die Geschichte des 17. Juni 1953 beizutragen.

Für die Fraktion:

Möller
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